
schenrechts auf Bildung zu berichten haben, kennt wie die anderen
Vertragsorgane des internationalen Menschenrechtsschutzes keine
Durchsetzungsmechanismen.
Deshalb ist es an der Zeit, kreativ und zugleich realistisch über neue
Organe oder vielleicht eher über neuartige Aufgaben für bestehende
UN-Einrichtungen nachzusinnen. Offenkundig ist, daß die Welt eine
auf höchstem professionellem Niveau tätige Agentur braucht, die 
in der Lage ist, die Probleme von Bildung und Erziehung in ihrer
Verknüpfung mit der Frage des gesellschaftlichen Zusammenhalts
zu bewerten. Wir brauchen eine Anlaufstelle, um die kurzfristigen
Trends und die langfristigen Entwicklungen beobachten zu können.
Eine Möglichkeit wäre, die Kapazitäten eines Netzwerks wie der
›Civitas International‹ dergestalt zu erweitern, daß es in die Lage
versetzt wird, diese Funktionen auf der Grundlage verbindlicher
Normen für die Mittler des Staatsbürgerkunde-Unterrichts zu erfül-
len. In Westeuropa eröffnen sich vielleicht auch Möglichkeiten, die
Rolle der Europäischen Union auf dieses Gebiet auszuweiten. Und
sicherlich wäre es sinnvoll, wenn die Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) der Industrieländer
und das kürzlich eingerichtete UNESCO-Institut für Statistik aussa-
gekräftige Daten über die Ergebnisse des Staatsbürgerkunde-Unter-
richts vorlegen könnten. Die Welt braucht ein Frühwarnsystem auf
dem in dieser Hinsicht bisher vernachlässigten Gebiet des Bildungs-
wesens.
Auch in Zukunft müssen Bildung und Erziehung im wesentlichen
der lokalen Verantwortlichkeit – und damit den örtlichen Gremien
und Behörden – unterliegen. Doch zur gleichen Zeit muß uns be-
wußt werden, daß ihre Auswirkungen über die lokale Ebene hinaus-
reichen. Wenngleich auch weiterhin die Gebietskörperschaften das
Recht haben müssen, über die staatsbürgerliche Erziehung in der von
ihnen gewünschten Weise zu bestimmen, so ist es doch auch wahr,
daß die internationale Gemeinschaft ein Recht hat zu erfahren, wann
und wo es Fälle gibt, in denen die Zielrichtung der örtlich verant-
worteten staatsbürgerlichen Bildung anderen Bürgern und erst recht
den Nachbarländern Unbehagen bereitet und der Region zumindest
potentiell Instabilität beschert.
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Wie sehr habe ich mich gefreut, als ich von der Verleihung des Friedens-
nobelpreises an Kofi Annan und an die Vereinten Nationen erfuhr! Ich bin
sicher, Ihnen ist es ähnlich ergangen. Sie werden zumindest mit der Ent-
scheidung zufrieden gewesen sein. Nicht nur aus Sympathie für Kofi
Annan und aus Achtung vor seiner Leistung, sondern auch deshalb, weil
diese Entscheidung die Bedeutung der Vereinten Nationen für den Frie-
den in der Welt eindrucksvoll unterstrichen hat.
Die Vereinten Nationen sind unter dem Eindruck der Schrecken des
Zweiten Weltkriegs mit dem Ziel geschaffen worden, den Frieden in der
Welt zu sichern und gegen alle Aggressoren zu verteidigen. Es ist deshalb
unser gemeinsames Verständnis: Nur unter dem Dach der Vereinten Na-
tionen und auf der Grundlage von UN-Resolutionen ist es völkerrechtlich
legitim, militärische Gewalt anzuwenden. Daneben tritt das Recht auf
Selbstverteidigung, das auch in der UN-Charta verbrieft ist.
Die Rolle der Vereinten Nationen hat sich nicht gleichmäßig entwickelt.
Große Zäsuren, wie das Ende des Kalten Krieges, haben ihnen neuen Auf-
trieb gegeben. Auch ein so tragisches Ereignis wie der 11. September
kann einen positiven Schub bewirken. Daher wünsche ich mir, daß die
Möglichkeiten der Vereinten Nationen und ihres Generalsekretärs jetzt
weiter gestärkt werden. Dabei gilt die einfache Erkenntnis, daß die Ver-

Keine Zonen der Gleichgültigkeit mehr
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einten Nationen nicht mehr erreichen können, als ihre Mitgliedstaaten
beizutragen bereit sind. Es liegt also an uns selbst, das Richtige zu tun und
die Gelegenheit entschlossen zu nutzen. Auf drei Bereiche, so meine ich,
sollten verantwortliche Staatsmänner ihr Augenmerk richten.
Erstens: Die Vereinten Nationen müssen gesicherte finanzielle Grundla-
gen für ihre Aufgaben haben.
Zweitens: Die Verfahren und die Arbeitsweise der Vereinten Nationen
müssen den Realitäten und Anforderungen unserer Zeit entsprechen.
Drittens: Um der weltweiten Glaubwürdigkeit willen gilt: Wir dürfen uns
keine vergessenen Konflikte mehr leisten, keine Zonen der Gleichgültig-
keit.
Hinzu kommt: Wir könnten die Wirksamkeit der Vereinten Nationen er-
höhen, wenn sich die Mitgliedstaaten bereit erklärten, den Vereinten Na-
tionen eigene Instrumente, ja Machtmittel zuzusagen, die dann im Kon-
fliktfall vom Sicherheitsrat und dem Generalsekretär eingesetzt werden
können.

Aus der Neujahrsansprache des Bundespräsidenten 
vor dem Diplomatischen Corps in Berlin am 11. Januar 2002


